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1. Einleitung 

Von regionaler Integration im engeren Sinne könne in Lateinamerika bis heute kaum 
die Rede sein, bemerkte die Generalsekretärin der UN-Wirtschaftskommission fiir 
Lateinamerika und die Karibik (Comision Econ6mica para America Latina y el 
Caribe, CEPAL), Alicia Barcena, im Rahmen einer Veranstaltung in Berlin im Juni 
2009. Für die Beschreibung der lateinamerikanischen Situation seien Begriffe wie 
Zusammenarbeit und Austausch besser geeignet als der Begriff Integration, der sehr 
stark an die europäischen Erfahrungen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
anknüpfe. Die Bemerkung der CEP AL-Generalsekretärin trifft insbesondere fiir 
politische Integration im engeren Sinne zu, denn davon kann aus politikwissen­
schaftlicher Perspektive eigentlich nur dann die Rede sein, wenn ein Transfer von 
nationalstaatliehen Souveränitätsrechten auf ein übergeordnetes Zentrum erfolgt. 
Eine derartige Integration im Sinne supranationaler Entscheidungsprozesse existiert 
in Lateinamerika so gut wie nicht. Lateinamerikanische Regierungen bevorzugen 
eine intergouvernementale Zusammenarbeit, bei der sie stets in letzter Instanz selbst 
an den Entscheidungsprozessen beteiligt sind. 

Demgegenüber kann von ökonomischer Integration zumindest im Sinne der Er­
richtung von subregionalen Freihandelszonen die Rede sein. Soziale Aspekte spiel­
ten bei den Integrationsbemühungen bis vor wenigen Jahren nur eine sehr unterge­
ordnete Rolle. Die grenzüberschreitende physische Integration ist aus historischen 
und geographischen Gründen - vor allem aufgrund der Tatsache, dass die wichtigs­
ten externen Bezugspunkte lange Zeit Europa oder die USA, aber nicht die eigenen 
Nachbarn waren - vielerorts mangelhaft. In kultureller Hinsicht stehen sich die 
hispanoamerikanischen Länder aufgrund ähnlicher historischer Erfahrungen, der 
gemeinsamen spanischen Sprache und der weiten Verbreitung der katholischen Re­
ligion relativ nah, was mit Abstrichen auch fiir das Verhältnis zum 
portugiesischsprachigen Brasilien gilt. Von einer homogenen Regionalkultur, wie 
sie gerade von externen Beobachtern gelegentlich konstatiert wurde, kann jedoch 
nicht die Rede sein. Die kulturelle Nähe erleichtert zwar den Umgang miteinander, 
sie fiihrt aber nicht automatisch zur Überwindung von Asymmetrien und divergie-
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renden Interessen, die der von Politikern gern beschworenen unidad latinoamerica­
na (lateinamerikanische Einheit) im Wege stehen. 1 

Der folgende Beitrag skizziert zunächst die Entwicklung der zwischenstaatlichen 
Beziehungen in Lateinamerika im 19. und 20. Jahrhundert. Anschließend werden die 
verschiedenen heute existierenden subregionalen und regionalen Integrationsprojek­
te analysiert. Abschließend erfolgt ein Blick auf einige grundlegende Probleme auf 
dem Weg zu einem geeinten Lateinamerika. 

2. Die Entwicklung der zwischenstaatlichen Beziehungen im 19. und 20. 
Jahrhundert 

Viele lateinamerikanische Länder erwarben nach der Unabhängigkeit von den iberi­
schen Kolonialmächten im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts nur langsam die 
grundlegenden Merkmale souveräner Nationalstaaten. Dies betraf sowohl die Eta­
blierung stabiler politischer Institutionen und handlungsfähiger nationaler Regierun­
gen als auch die genaue Festlegung der territorialen Grenzen. Das spanische Koloni­
alreich .. zer.fiel ~n za_hlreich~ Republiken, die auch nach oft langwierigen und blutigen 
Unabhangigkeltsknegen mcht zur Ruhe kamen, sondern durch Konflikte zwischen 
lokale~ ~nd zentra.l~n Mach~fak.toren geprägt blieben. Viele Länder brauchten lange 
Zeit, .bis Ihre defimtiven remtonalen Grenzen feststanden und eine stabile Regierung 
etabliert werden konnte. Während der Kolonialzeit hatte der Grenzverlauf zwischen 
den verschiedenen Verwaltungseinheiten keine besondere Rolle gespielt, nach der 
Unabhängigkeit führte die Festlegung der Staatsgrenzen jedoch zu zahlreichen zwi­
schenstaatlichen Konflikten. Brasilien spielte insofern eine Sonderrolle, als dem 
Land 1822 nic~t nur ein relativ problemloser Weg in die nationale Unabhängigkeit 
von der Kolomalmacht Portugal gelang, sondern in der Folgezeit auch die territoria­
le Einheit des riesigen Staates gewahrt werden konnte. 

Einige der heute unabhängigen Nationalstaaten waren nach dem Ende der Kolo­
nialherrschaft phasenweise in größere staatliche Gebilde integriert, die sich aller­
dings nicht dauerhaft durchsetzen konnten. Dazu gehörten Großkolumbien (1821-
1~30), die Vereinigten Provinzen von Zentralamerika (1823-1838) und die Perua­
msch-Bolivianische Konföderation (1836-1839). Während Zentralamerika und der 
k~ribische Raum bis weit ins 20. Jahrhundert stark unter der Einmischung und den 
direkten Interventionen externer Mächte litten, bildete sich in Südamerika bereits im 
19. Jahrhundert ein relativ unabhängiges System von zwischenstaatlichen Machtbe­
zie~u~gen heraus (Burr 1994). Sowohl an der Pazifikküste (v.a. zwischen Chile, 
BoliVIen und Peru) als auch im Cono Sur (v.a. zwischen Argentinien und Chile so­
wie zwischen Argentinien und Brasilien) kam es immer wieder zu Konflikten, bei 
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Jüngstes Beispiel für die verbale Bezugnahme auf ein geeintes Lateinamerika war das XXI. 
Gipfeltreffen der Rio-Gruppe am 22 ./23. Februar 2010 im mexikanischen Playa del Carmen, 
das als Cumbre de Ia Unidad de America Latina y el Caribe (Gipfeltreffen der Einheit Latei­
namenkas und der Karibik) bezeichnet wurde. 

denen es um konkurrierende Gebietsansprüche und um hegemoniales Vormachtstre­
ben ging. Trotzdem führten diese Konflikte nur in wenigen Fällen zu größeren mili­
tärischen Auseinandersetzungen. Dazu gehörten insbesondere der Tripel-Allianz­
Krieg ( 1864-1870) zwischen Paraguay einerseits und Argentinien, Brasilien und 
Uruguay andererseits sowie der Pazifikkrieg (1879-1883) zwischen Chile, Peru und 
Bolivien. Die beiden letztgenannten Länder büßten dabei Teile ihres Territoriums an 
Chile ein und trotz später abgeschlossener Friedensverträge belasten die Folgen 
dieser militärischen Auseinandersetzung, insbesondere der Verlust des direkten Pa­
zifikzugangs für Bolivien, bis zum heutigen Tag die zwischenstaatlichen Beziehun­
gen zwischen den drei Ländern (Birle 2009). 

Im 20. Jahrhundert fanden nur wenige größere militärische Auseinandersetzungen 
zwischen lateinamerikanischen Staaten statt. Dabei handelte es sich in erster Linie 
um den Chaco-Krieg zwischen Bolivien und Paraguay (1931-1935), den Leticia­
Konflikt zwischen Peru und Kolumbien (1932) sowie um die Kriege zwischen Peru 
und Ecuador (1939-41, 1981 und 1995). In zahlreichen anderen Fällen gelang es 
trotz zwischenstaatlicher Rivalitäten und Konflikte, den Ausbruch größerer bewaff­
neter Feindseligkeiten zu verhindem (zu den Ursachen siehe Mares 1997 und 2001). 
Dabei ist allerdings zu betonen, dass Lateinamerika auch im 20. Jahrhundert trotz 
des Ausbleibens weiterer großer Kriege keine Zone der Friedfertigkeit war, wie 
bereits ein Blick auf die zahllosen internen Gewaltkonflikte und Bürgerkriege zeigt. 
Auch zwischenstaatliche Spannungen traten immer wieder auf. So konnte 1978 ein 
drohender Krieg zwischen Chile und Argentinien nur in letzter Minute vermieden 
werden. 1987 und nochmals 1993 bahnte sich nach einer vollständigen Mobilma­
chung des venezolanischen Heeres eine kriegerische Auseinandersetzung mit Ko­
lumbien an. Die Androhung des Einsatzes militärischer Gewalt blieb somit auch im 
20. Jahrhundert ein Mittel der lateinamerikanischen Außenpolitiken. 

Wichtige Impulse dafür, dass trotz vieler ungelöster zwischenstaatlicher Konflikte 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts das Thema regionale Integration an Be­
deutung gewann, gingen von der 1948 gegründeten CEP AL aus. Als wichtigster 
regionaler Think Tank mit großem Einfluss auf die entwicklungstheoretischen De­
batten empfahl die CEPAL den Ländern Lateinamerikas seit den 1950er Jahren eine 
Entwicklungsstrategie der Importsubstituierenden Industrialisierung in Kombination 
mit regionaler Integration. Auf der Grundlage regionaler Industrialisierungspläne 
sollte, unterstützt durch massive staatliche Steuerung, durch eine Liberalisierung des 
innerlateinamerikanischen Handels bei gleichzeitiger Abschottung nach außen eine 
ausgewogene wirtschaftliche Entwicklung in der Region erreicht werden. In der 
Praxis führte dies zu einer weitgehenden Abschottung der lateinamerikanischen 
Märkte vom Weltmarkt, während die Integration nur schleppend vorankam. 1960 
wurde die Lateinamerikanische Freihandelsvereinigung ALALC (Asociaci6n Lati­
noamericana de Libre Comercio) gegründet, deren Ziel es war, innerhalb von 12 
Jahren eine Freihandelszone zwischen den Mitgliedsstaaten2 zu errichten. Die Ver-

2 Gründungsmitglieder der ALALC waren Argeminien, Brasilien, Chile, Mexiko, Paraguay, Peru 
und Uruguay, später schlossen sich Kolumbien (1961 ), Ecuador ( 1962), Venezuela (1966) und 
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handJungen führten jedoch trotzanfanglieber Fortschritte nicht zu dem gewünschten 
Ergebnis. Aus Unzufriedenheit über die fehlenden Integrationsfortschritte auf regio­
naler Ebene entstanden mit dem Zentralamerikanischen Gemeinsamen Markt 
(Mercado Comun Centroamericano; MCCA) 3 und dem Andenpakt (Pacto Andino)4 

zwei wirtschaftliche Integrationsbündnisse5 auf subregionaler Ebene (Mols 1996). 
Mit der Schuldenkrise der 1980er Jahre geriet das entwicklungsstrategische Den­

ken in Lateinamerika und damit auch die bis zu diesem Zeitpunkt dominierende 
Integrationsphilosophie in eine Krise. Die CEPAL reagierte darauf mit einem neuen 
Konzept, sie sprach ab den 1990er Jahren von einem Prozess des "offenen Regiona­
lismus". Damit verband sich die Idee, Integration nicht mehr im Sinne einer weitge­
henden Abschottung der lateinamerikanischen Märkte vom Weltmarkt zu betreiben, 
sondern sie als Sprungbrett zur Integration in den Weltmarkt anzusehen. Die 
CEP AL empfahl den weitgehenden Abbau von tarifären und nichttarifären Handels­
beschränkungen innerhalb Lateinamerikas. Die Öffnung zum Weltmarkt sollte mit 
dem Erhalt gewisser Präferenzen gegenüber den regionalen und subregionalen Han­
delspartnern kombiniert werden. Hinzu kommen sollten gemeinsame lateinamerika­
nische Regeln für die Zirkulation von Waren, Dienstleistungen und Investitionen 
sowie für den Schutz Intellektuellen Eigentums und für öffentliche Ausschreibun­
gen. Die nationalstaatliehen Handels-, Wettbewerbs-, Fiskal- und Geldpolitiken 
sollten innerhalb der Region schrittweise angepasst werden. Angemahnt wurden 
außerdem aktive Bemühungen zum Abbau der Asymmetrien zwischen den einzel­
nen Ländern. Um all dies zu gewährleisten, sollten die institutionellen Grundlagen 
der regionalen Integration systematisch gestärkt werden (CEPAL 1994). In den Fol­
gejahren wurde das Konzept des offenen Regionalismus zwar zur rhetorischen 
Grundlage der regionalen und subregionalen Integrationsbemühungen, de facto re­
duzierten sich die entsprechenden nationalen Politiken jedoch weitgehend auf eine 
Umsetzung der Liberalisierungskomponenten, während die anderen Bestandteile des 
Konzeptes (Stärkung der Institutionen, gemeinsame Politiken) von den Staaten 
kaum umgesetzt wurden. Die entwicklungsstrategische Praxis der 1990er Jahre war 
sehr viel mehr durch neoliberale Konzepte und den "Konsens von Washington" 
geprägt (Sanahuja 2008). 

Die subregionale Integration erhielt durch die Gründung des Mercosur (Mercado 
Comun del Sur; Gemeinsamer Markt des Südens) im Jahr 1991 zunächst neue Im­
pulse. Bis in die zweite Hälfte der 1990er Jahre galt der Verbund zwischen Argenti-

3 

4 
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Bolivien (1967) an. 1980 erfolgte die Umbenennung in ALADI (Asociaci6n Latinoamericana 
de lntegraci6n; Lateinamerikanische Integrationsvereinigung). 
Gründungsmitglieder des 1960 gegründeten MCCA waren Guatemala, EI Salvador, Honduras 
und Nicaragua, 1963 schloss sich Costa Rica dem Bündnis an. 
Der 1969 gegründete Andenpakt umfasste zunächst Bolivien, Chile, Ecuador, Kolumbien und 
Peru. 1974 schloss sich Venezuela an, 1976 trat Chile wieder aus. 
Die subregionalen Kooperations- und Integrationsprozesse in der Karibik werden in diesem 
Beitrag nicht näher berücksichtigt. Dazu gehören vor allem die 1973 gegründete Karibische 
Gemeinschaft (Caribbean Community and Common Market, CARICOM) sowie die 1994 ge­
grundete Association ofCaribbean States. Siehe dazu Altmann 2007 und Grenade 2005. 

nien Brasi lien, Paraguay und Uruguay als Erfolgsmodell, der intraregionale Handel 
nah~ zunächst stark zu. Spätestens ab 1997 geriet der Mercosur dann jedoch in eine 
Krise, die im Prinzip bis heute andauert. 

Der Zentralamerikanische Integrationsprozess war bereits Ende der 1960er Jahre 
aufgrund eines Konfliktes zwischen Honduras und El Salvador ("Fußballkrieg") ins 
Stocken geraten, in den Folgejahren behinderten vor allem die internen Gewaltkon­
flikte in den meisten zentralamerikanischen Ländern zwischenstaatliche Integrati­
onsfortschritte. Erst die in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre abgeschlossenen 
Friedensabkommen von Esquipulas schufen auch neue Rahmenbedingungen für die 
subregionale Zusammenarbeit. Im Dezember 1991 unterzeichneten die Präsidenten 
von Costa Rica, EI Salvador, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Panama das 
Protokoll von Tegucigalpa, mit dem das Zentralamerikanische Integrationssystem 
SICA (Sistema de Ia Integraci6n Centroamericana) als neuer rechtlich-politischer 
Rahmen für alle Bereiche der zentralamerikanischen Integration entstand. 

Der Andenpakt entschied sich 1989 zu einer Abkehr von der bis zu diesem Zeit­
punkt verfolgten Marktabschottungsstrategie. 1993 bildeten die Mitgliedsländer eine 
Freihandelszone, was in den Folgejahren zu einer deutlichen Zunahme des innerge­
meinschaftlichen Handels führte. 1997 beschlossen die Präsidenten der Mitglieds­
länder eine Reihe von institutionellen Reformen. Dazu gehörte, dass die Führung 
des Integrationsprozesses in Zukunft in ihren Händen liegen sollte. Um die erhofften 
neuen Impulse für die Integration auch symbolisch zu demonstrieren, erfolgte eine 
Umbenennung des Alldenpaktes in Andengemeinschaft (Comunidad Andina, CAN). 

Die innerlateinamerikanische Integrationsdynamik wurde in den 1990er Jahren 
zunehmend durch Kooperationsprozesse und Freihandelsverhandlungen mit Part­
nern außerhalb der Region überlagert. 1994 schlossen Mexiko, Kanada und die USA 
das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (North American Free Trade Agree­
ment; NAFTA) ab. Im gleichen Jahr begannen auch die von den ~SA initiierten 
Verhandlungen über eine gesamtamerikanische Freihandelszone (Area de Libre 
Comercio de las Americas; ALCA, eng!. FTAA), die von Alaska bis Feuerland rei­
chen und alle Länder der Amerikas außer Kuba umfassen sollte. 1999 initiierten die 
Europäische Union (EU) und der Mercosur Verhandlungen über ein Assoziierungs­
abkommen. Beide Verhandlungsprozesse führten nicht zum Abschluss von Verträ­
gen. Der FT AA-Prozess wurde 2005 nach einem Treffen der Organisation Amerika­
niseher Staaten im argentinischen Mar del Plata, bei dem keine Einigung über die 
Fortführung der Verhandlungen erzielt werden konnte, auf Eis gelegt. Die Verhand­
lungen EU-Mercosur führten bis heute nicht zu einem greifbaren Ergebnis. 

Seit dem Scheitern der Gespräche über eine gesamtamerikanische Freihandelszo­
ne setzen viele Länder verstärkt auf die Aushandlung bilateraler Freihandelsab­
kommen, wie Mexiko und Chile dies bereits zuvor zum Kern ihrer Außenwirt­
schaftsstrategie gemacht hatten. Anfang des Jahres 2009 existierten innerhalb Latei­
namerikas 13 bilaterale Freihandelsabkommen. Hinzu kamen 23 Freihandelsabkom­
men mit Staaten außerhalb der Region, Rahmenabkommen innerhalb Lateinameri­
kas und solche mit Staaten außerhalb der Region, 30 Präferenzabkommen innerhalb 
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Lateinamerikas und 12 unterzeichnete, aber noch nicht in Kraft getretene Abkom­
men. Weitere 42 Verhandlungsprozesse über Freihandelsabkommen mit Partnern 
innerhalb und außerhalb Lateinamerikas waren 2009 im Gange. 6 Diese Vielzahl an 
bilateralen Abkommen und Verhandlungsprozessen, die von Ökonomen auch als 
"Spaghetti Bowl" bezeichnet wurde, bleibt nicht ohne Auswirkungen auf die regio­
nalen und subregionalen Integrationsprozesse. Zum einen bedeutet die administrati­
ve Handhabung und Koordination der zahlreichen parallelen Abkommen und Ver­
handlungsprozesse eine große Herausforderung. Zum anderen sind vor allem die 
Freihandelsabkommen mit Industrieländern in den lateinamerikanischen Bevölke­
rungen sehr umstritten. Man befurchtet, dass die existierenden Asymmetrien nicht in 
ausreichendem Maße berücksichtigt werden, so dass die stärkeren Partner (vor allem 
die USA und die EU) sich durch derartige Abkommen einseitige Marktzugangs­
chancen in Lateinamerika sichern können, ohne selbst angemessene Zugeständnisse 
zu machen. 

Neben den subregionalen Integrationsprozessen im Rahmen von Mercosur, CAN 
und SICA und den bilateralen Freihandelsabkommen mit Partnern innerhalb und 
außerhalb der Region spielen fur die innerlateinamerikanische Zusammenarbeit 
einige neuere regionale Initiativen eine zunehmend wichtigere Rolle. Dazu gehören 
die 2008 gegründete Union Südamerikanischer Nationen (Union de Naciones 
Suramericanas; UNASUR), die vom venezolanischen Präsidenten Hugo Chavez 
initiierte Bolivarianische Allianz fur die Völker unseres Amerikas (Alianza 
Bolivariana para los Pueblos de Nuestra America; ALBA) sowie Vorhaben zur 
physischen Integration wie die Initiative fur die Integration der Regionalen Infra­
struktur Südamerikas (lniciativa para Ia Integraci6n de la Infraestructura Regional 
Suramericana; IIRSA) oder das Projekt fur die Integration und Entwicklung 
Mesoamerikas (Proyecto Integraci6n y Desarrollo Mesoamerica; früher Plan Pueb­
la Panama). Im folgenden Abschnitt werden sowohl die subregionalen Integrations­
prozesse als auch die neuen regionalen Initiativen genauer untersucht. 

6 Eine Übersicht zu Handelsverträgen, -politiken und -gesetzen in den Amerikas findet sich 
unter <http://www.sice.oas.org/> (30.3.20 10). 
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Tabelle 1: Übersicht: Regionalinitiativen in Lateinamerika 2010 (Auswahl) 

Asociaci6n Latinoamericana de lntegraci6n (ALADI) 

Grupo de Rio 

Organizaci6n Latinoamericana de Energia At6mica (OLADE) 

Sistema Econ6mico Latinoamericano (SELA) 

Union de Naciones Suramericanas (UNASUR) 

Comunidad Andina de Naciones (CAN) 

Caribbean Community (CARICOM) 

Mercado Comun del Sur (MERCOSUR) 

Sistema de la lntegraci6n Centroamericana (SICA) 

lniciativa para Ia lntegraci6n de la lnfraestructura Regional Surame­
ricana (IIRSA) 

Proyecto de Integraci6n y Desarrollo de Mesoamerica (zuvor Plan 
Puebla Panama) 

Alianza Bolivariana para los Pueblos de Nuestra America (ALBA) 

Banco del Sur 

Petrocaribe 

Telesur 

Tratado de Comercio de los Pueblos (TCP) 

Sistema Unitario de Compensaci6n Regional (SUCRE) 

Banco lnteramericano de Desarrollo (BID) 

Jnstituto para la lntegraci6n de America Latina y el Caribe (INTAL) 

Comisi6n Interamericana de Derechos Humanos 

Corte lnteramericana de Derechos Humanos 

Organizaci6n de los Estados Americanos (OEA) 

Cumbre de America Latina y el Caribe sobre lntegraci6n y Desarrollo 

Cumbre de las Americas 

Cumbre Iberoamericana 

Cumbre Europeo-Latinoamericana 

Consejo Latinoamericano de Ciencias Sociales (CLACSO) 

Facultad Latinoamericana de Ciencias Sociales (FLACSO) 

Comisi6n Econ6mica para America Latina y el Caribe (CEPAL) 

Agencia Latinoamericana de lnformaci6n 

Coalici6n Rios Vivos 

Comisi6n Andinade Juristas 

Coordinadora Andina de Organizaciones lndigenas 

Coordinadora Regional de lnvestigaciones Econ6micas y Sociales 

Mercociudades 

Somas Mercosur 

Quelle: Eigene Zusammenstellung. 
81 



3. Subregionale und regionale Integrationsprojekte 

3.1 Der Mercosur 

Grundlegende Ziele des mit dem Vertrag von Asunci6n 1991 gegründeten Merco­
sur, dem als Vollmitglieder Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay angehö­
ren, waren die Schaffung eines gemeinsamen Marktes und die Unterstützung der 
nationalen Volkswirtschaften bei ihrer Eingliederung in den Weltmarkt. Dazu wurde 
nicht nur die Abschaffung von Zöllen und nicht-tarifaren Handelshemmnissen ver­
einbart, sondern auch die Einrichtung eines gemeinsamen Außenzolls, eine gemein­
same Handelspolitik gegenüber Drittstaaten, die Koordination von makroökonomi­
schen und Sektorpolitiken zwischen den Mitgliedsstaaten und eine schrittweise 
Harmonisierung der nationalstaatliehen rechtlichen Rahmenbedingungen. Fast 20 
Jahre nach Gründung des Mercosur ist nur ein geringer Teil dieser ursprünglichen 
Ziele umgesetzt. Der Abbau von Zöllen und nicht-tarifaren Handelshemmnissen 
machte in der ersten Hälfte der 1990er Jahre rasche Fortschritte und führte zu einer 
Vervierfachung des Handels innerhalb des Blocks, der bis 199711998 auf ca. 20% 
des gesamten Außenhandelsvolumens der Mitgliedsstaaten anstieg (CEPAL 2007: 
124 ). Dieser Wert konnte jedoch nicht gehalten werden. Gegen Mitte des laufenden 
Jahrzehnts belief sich der Binnenhandel nur noch auf ca. 13% des Außenhandels der 
Mitgliedsstaaten. Die Perfektionierung der Zollunion war in weite Feme gerückt, 
vielmehr häuften sich die Handelskonflikte zwischen den Mitgliedsstaaten. 

Selbst das Funktionieren des Mercosur als Freihandelszone ist angesichts immer 
neuer nicht-tarifärer Handelshemmnisse und Quoten für den Handel in sensiblen 
Bereichen nicht mehr gewährleistet. Ein bilateraler Konflikt zwischen Argenlinien 
und Uruguay über den Bau von zwei Zellulosefabriken am Uruguay-Fluss führte ab 
2005 zu einer zusätzlichen Belastung für das Bündnis. Eine makroökonomische 
Koordination oder die Koordination von Sektorpolitiken findet so gut wie nicht statt. 
Weniger als die Hälfte der zwischen den Mitgliedsstaaten vereinbarten gemeinsa­
men Regeln, Normen und Standards wurde in nationale Regelungen überführt. Auch 
die gemeinsame Integration in den Weltmarkt hat nur wenig Fortschritte gemacht, 
bts heute hat der Mercosur nur ein einziges Freihandelsabkommen mit einem Staat 
außerhalb Lateinamerikas abschließen können. 

. Der Mercosur verfügt über eine komplexe institutionelle Struktur, die allerdings 
emer rem mtergouvemementalen Logik folgt. Die Etablierung von supranationalen 
Steuerungsmechanismen stößt auf entschiedenen Widerstand von Seiten der nationa­
len Regierungen. Entscheidungsprozesse sind in den nationalen Exekutiven konzen­
triert, die Entscheidungsfindung innerhalb der Mercosur-Gremien basiert auf Kon­
sens. Trotz einer großen Anzahl von regelmäßigen Arbeitstreffen auf Minister- und 
Expertenebene ist es nicht gelungen, gemeinsame Visionen zu entwickeln es domi­
niert der Eindruck der Fragmentierung. Allein im zweiten Halbjahr 2008 f~nden 23 7 
Treffen im Rahmen von ca. 150 Verhandlungsprozessen innerhalb des Mercosur 
statt. Diese Treffen von Gruppen, Untergruppen, Ad Hoc-Gruppen, Foren, etc. die­
nen ausschließlich der Vorbereitung von Entscheidungen, sie verfügen über keiner-
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Iei eigene Entscheidungskompetenzen. Die Mitglieder der drei mit Entscheidungs­
kompetenzen ausgestatteten Institutionen des Mercosur (Rat des Gemeinsamen 
Marktes; Gruppe Gemeinsamer Markt; Handelskommission) werden von den Regie­
rungen der Mitgliedsstaaten ernannt und verfügen diesen gegenüber über keinerlei 
Autonomie (CaetanoNazquesNentura 2009: 29ff.). 

Neben den Gremien mit Entscheidungskompetenzen verfügt der Mercosur über 
eine Reihe weiterer Institutionen: Das 1998 geschaffene Forum für Politische Kon­
sultation und Konzertierung (Foro de Consulta y Concertacion Politica, FCCP), das 
Mercosur-Sekretariat, die 2003 eingeführte Kommission Ständiger Vertreter 
(Comision de Representantes Permanentes de Mercosur; CRPM), den 2004 einge­
richteten Ständigen Kontrollausschuss (Tribunal Permanente de Revision) sowie das 
im gleichen Jahr geschaffene Mercosur-Parlament und das Konsultivforum der Ge­
meinden, Bundesländer, Provinzen und Verwaltungen. Das Mercosur-Sekretariat 
und die Comision de Representantes Permanentes gelten in den Mitgliedsländern als 
weitestgehend bedeutungslos, sie verfügen über keinerlei Entscheidungskompetenz 
innerhalb des institutionellen Geflechtes des Mercosur, haben wenig Legitimation 
und ihre Beziehungen zu den Repräsentanten der Mitgliedsländer sind schlecht. 7 

Im Juli 2006 wurde Venezuela, das im April 2006 überraschend aus der Anden­
gemeinschaft ausgetreten war, als fünftes Vollmitglied in den Mercosur aufgenom­
men. Bis heute ist der Beitritt allerdings noch nicht von allen Mitgliedsstaaten ratifi­
ziert worden und damit nicht wirksam. Der brasilianische Senat stimmte einer ent­
sprechenden Vorlage im Dezember 2009 nach jahrlangen Verzögerungen zu, aber 
eine Ratifizierung durch den von der oppositionellen Colorado-Partei beherrschten 
paraguayischen Senat war auch im Frühjahr 2010 noch nicht absehbar. Viele Be­
obachter fürchten, dass eine Vollmitgliedschaft Venezuelas im Mercosur zu einer 
stärkeren Politisierung der Organisation führen und die ursprünglichen Integrations­
ziele weiter in den Hintergrund tücken lassen könnte (Husar/Maihold 2006). 

19 Jahre nach seiner Gründung befindet sich der Mercosur in einer schwierigen 
Situation. Die kleinen Mitgliedsländer Paraguay und Uruguay sehen sich als Integra­
tionsverlierer und erwarten von den beiden großen Mitgliedsstaaten mehr Unterstüt­
zung und größere Anstrengungen zum Abbau der innergemeinschaftlichen Asym­
metrien. Die Einrichtung eines Strukturellen Konvergenzfonds (Fondo de Conver­
gencia Estructural; FOCEM) im Jahr 2007 war zwar ein Schritt in die richtige 
Richtung, sein finanzieller Umfang ist mit ca. 125 Mio. US-Dollar jedoch eher be­
scheiden. Die Beiträge zu dem Fonds werden zu 70% von Brasilien und zu 27% von 
Argentinien getragen, während der größte Teil der mit den Geldern finan zierten 
Entwicklungsprojekte in Paraguay ( 48%) und Uruguay (32%) realisiert wird. 8 

Obwohl die Regierungen aller Mitgliedsstaaten in der Vergangenheit wiederholt 
von einer "Vertiefung" und "Wiederankurbelung" des Mercosur gesprochen haben, 
scheint der politische Wille dazu nicht vorhanden zu sein. Zwar ist aufgrund der 
damit verbundenen politischen Kosten nicht damit zu rechnen, dass eines der Mit-

7 Interview mit Roberto Bouzas, Universidad de San Andres, im März 2009. 
8 Siehe <http ://www.mercosur.coop/recm/spip.php'>article264> (8.6.2009). 
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gliedsländer das Bündnis verlässt, aber vor allem Brasilien scheint nicht daran inte­
ressiert zu sein, dem Mercosur größere Entscheidungskompetenzen zuzugestehen. 9 

Die strukturellen Asymmetrien zwischen Brasilien und den anderen Mitgliedslän­
dern haben sich seit Gründung des Mercosur eher verstärkt als reduziert. Insbeson­
dere Argentinien hat fiir Brasilien stark an Bedeutung verloren. Noch Anfang der 
1990er Jahre war Argentinien fiir Brasilien als Energie- und Lebensmittellieferant 
nicht unwichtig. Inzwischen ist Brasilien selbst in beiden Bereichen zu einem Ex­
porteur geworden. Die wiederholten wirtschaftlichen und politischen Krisen in Ar­
gentinien bei einer gleichzeitig relativ kontinuierlichen und erfolgreichen Entwick­
lung Brasiliens haben die "strategische Partnerschaft" zwischen beiden Ländern 
stark relativiert (Birle 20 10). Brasilien sieht sich immer mehr als global player und 
ist trotz Integrationsrhetorik nicht dazu bereit, seinem Streben nach außenpolitischer 
Autonomie und Universalismus durch eine institutionelle Stärkung des Mercosur 
Schranken setzen zu lassen. Da ohne Brasilien keine Fortschritte der regionalen 
Integration möglich sind, ist zumindest gegenwärtig nicht damit zu rechnen, dass es 
auf absehbare Zeit zu einer grundlegenden Veränderung der schwierigen Situation 
des Mercosur kommt. 

3.2 Die Andengemeinschaft (CAN) 

Die Andengemeinschaft (Comunidad Andina; CAN; bis 1997 Andenpakt) entstand 
1969 im Kontext der von der CEP AL propagierten Strategie einer importsubstituie­
renden Industrialisierung. Institutionell orientierte sie sich an der Europäischen Ge­
meinschaft, in puncto Integrationsstrategie setzten die Mitgliedsländer auf eine ge­
meinsame Planung und Umsetzung von industriellen Entwicklungsprojekten auf 
subregionaler Ebene. Mit der Schuldenkrise, der nachfolgenden neoliberalen Wende 
und den einseitigen Handelsliberalisierungen der 1980er Jahre wurde es immer 
schwieriger, ein derartiges Handelsregime aufrechtzuerhalten, da der Wettbewerb 
zwischen den Ländern zunahm. Das überkommene Integrationssystem verlor an 
Sinn. Einige Mitgliedsländer der Andengemeinschaft setzten in den 1990er Jahren 
auf den Abschluss eines gesamtamerikanischen Freihandelsabkommens mit den 
USA. Demgegenüber wurde das Handelsregime der Andengemeinschaft zweitran­
gig, der intra-regionale Handel sank und betrug 2007 nur noch 9,3% des gesamten 
Außenhandels der Mitgliedsstaaten (CEPAL 2007: 124). 

Den institutionellen Rahmen der CAN, der ähnlich wie der Mercosur im wesent­
lichen einer intergouvernementalen Logik folgt, bilden der Präsidentemat (Consejo 
Presidencial Andino), der die politischen Ziele der Gemeinschaft festlegt, der Rat 
der Außenminister (Consejo Andinode Ministros de RR.EE.), das Andenparlament 
(Parlamento Andino) als Beratungs- und Kontrollorgan, das Generalsekretariat 

9 Interviews mir Pablo Bustos , Friedrich-Ebert-Stiftung Argentinien, und Monica Hirst, Univers­
tdad Torenato Di Tella, Buenos Aires, im März 2009. 

84 

(Secretaria General) als Durchfiihrungsorgan sowie der Gerichtshof (Tribunal de 
Justicia) . Die Beschlüsse des Gerichtshofes sind fiir die Mitgliedsländer bindend. 
Als Konsultativorgane mit Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure fungieren der 
Consejo Consultivo Empresarial (Privatwirtschaft), der Consejo Consultivo Laboral 
(Gewerkschaften) sowie der Consejo Consultivo de Pueblos Indigenas (lndigene 
Bevölkerung). Die 1985 gegründete Universidad Andina Sirnon Bolivar mit Sitz in 
Bolivien und Ecuador dient der Förderung der akademischen Zusammenarbeit in­
nerhalb der CAN. Die 1970 gegründete multilaterale Entwicklungsbank Corpora­
cion Andina de Fomento (CAF) gehört zum Institutionensystem der CAN, unter 
ihren Aktionären befinden sich jedoch nicht nur die Mitgliedsländer der CAN, son­
dern beispielsweise auch Spanien, Argentinien, Brasilien und Mexiko. 

In den 1990er Jahren setzten die Regierungen der Mitgliedsstaaten phasenweise 
darauf, die Schwächen der Handelsintegration durch eine stärkere politische Integra­
tion zu kompensieren. Dies war insofern möglich, als eine gewisse Interessenkoinzi­
denz zwischen den damaligen Regierungen im Hinblick auf eine liberale Demokra­
tie und eine liberale Wirtschaftsordnung bestand. Die militärische Eskalation des 
bilateralen Grenzkonfliktes zwischen Peru und Ecuador im Jahr 1995 setzte diesen 
Bemühungen ein Ende. In den darauffolgenden Jahren wirkten sich auch die inter­
nen politischen Krisen in den Mitgliedsländern der CAN, insbesondere in Bolivien, 
Ecuador und Venezuela, auf den Zustand der subregionalen Integration aus. 10 

In den letzten Jahren haben sich die politischen und entwicklungsstrategischen 
Gräben zwischen den Mitgliedsländern der CAN weiter vertieft. Die seit 1999 am­
tierende venezolanische Regierung unter Präsident Hugo Chavez, die 2006 angetre­
tene bolivianische Regierung unter Präsident Evo Morales und die seit 2007 amtie­
rende ecuadorianische Regierung unter Präsident Rafael Correa stehen fiir einen 
Bruch mit den traditionellen politischen und wirtschaftlichen Eliten ihrer Länder, fiir 
eine große Skepsis gegenüber der liberal-repräsentativen Demokratie und einen 
linksnationalistischen Wirtschaftskurs. Demgegenüber setzen die Regierungen Ko­
lumbiens unter Präsident Alvaro Uribe (seit 2002) und Perus unter Präsident Alan 
Garcia (seit 2006) auf eine enge politische und vor allem wirtschaftliche Zusam­
menarbeit mit den USA. Beide Länder haben bilaterale Freihandelsabkommen mit 
den USA abgeschlossen, allerdings ist das Abkommen zwischen Kolumbien und 
den USA noch nicht in Kraft, da der US-Kongress bislang nicht dazu bereit war, es 
zu ratifizieren. Der Abschluss dieser Freihandelsabkommen war für den venezolani­
schen Präsidenten Chävez ein Grund dafür, im April 2006 aus der CAN auszutreten, 
da er in diesen Abkommen einen Verstoß gegen die Grundgedanken der Gemein­
schaft sah (Malamud 2006). 

Der Austritt Venezuelas hat die CAN in ökonomischer Hinsicht geschwächt. 
Zwar änderte sich an den realen Handelsströmen, die insbesondere zwischen Vene­
zuela und Kolumbien einen erheblichen Umfang aufwiesen, zunächst wenig. Es 
herrscht jedoch Unsicherheit darüber, wie es nach dem Ende einer mehrjährigen 

10 Interviews mit Adrian Bonilla, FLACSO Ecuador, und Marco Romero Cevallos, Universidad 
Andina Sirnon Bolivar, im April 2009. 
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i Übergangsphase, in der Venezuela trotz des Austritts dazu verpflichtet ist, die ein­

gegangenen Kompromisse zu garantieren, weitergehen wird. Auch die Beziehungen 
zwischen den verbliebenen Mitgliedern der CAN sind alles andere als harmonisch. 
Der Übergriff kolumbianischer Militärs auf ecuadorianisches Territorium im März 
2008 zur Verfolgung von Mitgliedern der FARC-Guerilla wurde zu einer Belastung 
der bilateralen Beziehungen, die bis heute andauert. In wirtschaftlicher Hinsicht 
sorgte Ecuador 2009 für Unruhe, da es im Zuge der globalen Wirtschaftskrise und 
aufgrund wachsender Handelsbilanzdefizite Sondersteuern auf Importe erließ, die 
auch für die anderen Mitgliedsstaaten der CAN gelten sollten. Die ideologische 
Spaltung zwischen den Freihandelsbefürwortern Kolumbien und Peru einerseits und 
den Freihandelsgegnern Bolivien und Ecuador auf der anderen Seite wurde auch zu 
einer Belastung für die seit 2007 laufenden Verhandlungen über ein Assoziierungs­
abkommen mit der EU. 

Fundamental divergierende politische und ökonomische Weltbilder bei einer 
gleichzeitig nur geringen Bedeutung des Handels zwischen den Mitgliedsländern 
sind keine guten Voraussetzungen, um der Integration im Rahmen der CAN in den 
kommenden Jahren neuen Schwung zu verleihen. Hinzu kommt, dass es dem Integ­
rationsprozess an gesellschaftlicher Legitimation fehlt. Viele Menschen können sich 
unter der CAN kaum etwas vorstellen, von einer "andinen Identität" kann nicht die 
Rede sein. Selbst die mit dem Integrationsprozess verbundenen direkten Vorteile, 
z.B. die Reiseerleichterungen aufgrund des gemeinsamen Andinen Passes, sind vie­
len nicht bekannt. 11 

Die ecuadorianische Präsidentschaft pro tempore der CAN sprach in einem Do­
kument vom Frühjahr 2009 viele der Probleme des Integrationsbündnisses offen an 
und kam zu dem Ergebnis, dass man sich möglicherweise von der Vorstellung eines 
gemeinsamen andinen Rechtsrahmens verabschieden und stattdessen gemeinsame 
Strategien entwickeln müsse (Comunidad Andina 2009). Notwendig sei eine neue 
Form der Integration, die die Unterschiede zwischen den Mitgliedsländern akzeptie­
re und berücksichtige. Vorgeschlagen wurde eine Bestandsaufnahme des Ist­
Zustandes der Integration in allen vier Mitgliedsländern, um auf dieser Grundlage 
gemeinsame Strategien für fünf Bereiche zu entwickeln: eine Integrationsstrategie 
der andinen Bürgerschaft (zur Stärkung der zivilgesellschaftlichen Beteiligung am 
Integrationsprozess); eine andine Strategie der Integration in die lateinamerikanische 
Gemeinschaft und die Weltgemeinschaft; eine andine Strategie der wirtschaftlichen 
Komplementarität (Markt, Handel, Produktion, Konsum); eine andine Strategie für 
die Bereiche Biodiversität, Wasser und Klimawandel; eine Strategie des Andinen 
(ser andino) in der Welt. Allerdings finden sich in dem Dokument keine Aussagen 
darüber, wie es angesichts der fundamental divergierenden Weltbilder der gegen­
wärtigen Regierungen der CAN-Mitgliedsländer gelingen soll, tatsächlich gemein­
same Strategien zu entwickeln. Daher ist zu befürchten, dass sich auch diese Initiati­
ve in eine lange Reihe von Aktivitäten einftigt, die zwar von der Sache her erstre-

11 Interview mit Marco Romero Cevallos, Universidad Andina Sirnon Bolivar, im April 2009. 
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benswert sein mögen, denen es aber an der notwendigen Realitätsnähe fehlt. Ähnli­
che Skepsis produziert ein Blick in die Arbeitsprogramme des CAN-Generalsekre­
tariats, die sich wie eine Wunschliste an politisch ehrenwerten Absichten lesen, ftir 
die tatsächliche Entwicklung der CAN jedoch kaum Bedeutung haben. 

3.3 Das Zentralamerikanische Integrationssystem (SICA) 

Dem Zentralamerikanischen Integrationssystem (Sistema de Ia Integracion Centro­
americana, SICA) gehören insgesamt sieben Länder an: Costa Rica, EI Salvador, 
Guatemala, Honduras, Nicaragua, Panama sowie seit 2000 Belize; allerdings parti­
zipieren nicht alle Länder an allen Gremien des in formaler Hinsicht stark ausdiffe­
renzierten Integrationssystems. 12 Dieses System besteht aus vier Hauptorganen und 
mehreren Hilfsorganen, acht Sekretariaten und 24 spezialisierten Institutionen. 
Höchstes Entscheidungsorgan des SICA ist die Versammlung der Präsidenten 
(Reunion de ?residentes). Zudem gibt es einen Ministerrat (Consejo de Ministros), 
ein Exekutivkomitee (Comite Ejecutivo), ein Generalsekretariat (Secretaria Gene­
ral) , ein Zentralamerikanisches Parlament (Parlamento Centroamericano ), einen 
Gerichtshof (Corte Centroamericana de Justicia) und ein Konsultativgremium der 
Zivilgesellschaften ( Comite Consultivo ). Die wichtigste Rolle unter den Sekretaria­
ten kommt der ftir wirtschaftliche Integration zuständigen SIECA (Secretaria de 
Jntegracion Economica Centroamericana) zu. Auch SICA folgt einer intergouver­
nementalen Logik, es weist keine supranationalen Bestandteile auf. 

SICA ist in finanzieller Hinsicht extrem abhängig von internationalen EZ­
Geldern. Schätzungsweise 80 bis 90% der Gelder, die zur Finanzierung des Systems 
benötigt werden, stammen von internationalen Gebern. 13 Angesichts derartiger fi­
nanzieller Abhängigkeiten ist es fraglich, inwieweit die einzelnen Institutionen des 
SICA noch einer Logik der subregionalen Integration folgen und nicht eher dazu 
tendieren, Projekte und Programme zu entwickeln, mit denen die von den Gebern 
angebotene finanzielle Unterstützung optimal absorbiert werden kann. 

Der Freihandel innerhalb Zentralamerikas funktioniert relativ reibungslos, die 
Zollunion ist bis auf ca. 6% der gehandelten Waren vollständig. Nach Angaben von 
SIECA entfielen im Jahr 2008 29,5% der Exporte und 12,7% der Importe auf den 
Binnenhandel innerhalb Zentralamerikas (SIECA 2009). Wichtigster Außenhan­
delspartner sind die USA, an dritter Stelle liegt die Europäische Union. Die zentral­
amerikanischen Länder haben Freihandelsabkommen mit einer Reihe externer Part­
ner (USA, Mexiko, Kanada, Chile, Dominikauische Republik) abgeschlossen. In­
nerhalb des SICA deuten sich in den vergangeneu Jahren zentrifugale Tendenzen an. 
Zwei Mitgliedsländer (Nicaragua unter Präsident Daniel Ortega und Honduras unter 

12 Seit 2003 ist die Dominikauische Republik assoziiertes Mitglied des SICA. 
13 Interviews mit Rony Abiu Chali, Programa de Apoyo de Ia Integraci6n Regional Centroameri­

cana, Juan Ignacio Pita, Generalkoordinator der Cooperaci6n Espaiiola en EI Salvador und Ri­
chard Barathe, Representante Residente Adjunto de PNUD in EI Salvador im April 2009. 
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dem Ende Juni 2009 vom Militär gestürzten Präsident Jose Manuel Zelaya) schlos­
sen sich der venezolanischen ALBA-Initiative an. Insbesondere Nicaragua steht dem 
traditionellen zentralamerikanischen Integrationskonzept seit Beginn der erneuten 
Präsidentschaft Daniel Ortegas zunehmend kritischer gegenüber, wie sich auch im 
Verlauf der seit Oktober 2007 laufenden Verhandlungen über ein Assoziierungsab­
kommen zwischen der EU und Zentralamerika zeigte. Ähnlich wie Venezuela unter 
Präsident Chavez kritisiert auch Nicaragua in der jüngeren Vergangenheit die tradi­
tionellen lateinamerikanischen Integrationskonzepte als "neoliberal" und propagiert 
demgegenüber die "solidarische Integration" im Rahmen von ALBA. 

Während EI Salvador und Guatemala und mit gewissem Abstand auch Honduras 
und Nicaragua traditionell als Triebkräfte der Integration gelten, bleiben Costa Rica 
und Panama eher am Rande. Dem CA-4 (Central America Four) Grenzabkommen 
zwischen EI Salvador, Guatemala, Honduras und Nicaragua, das Reiseerleichterun­
gen im Personenverkehr vorsieht, sind weder Costa Rica noch Panama beigetreten. 
Während die zentralamerikanischen Länder traditionell diplomatische und wirt­
schaftliche Beziehungen zu Taiwan und nicht zur Volksrepublik China unterhalten, 
ist Costa Rica im Jahr 2007 aus dieser gemeinsamen Position ausgeschert. Es hat die 
diplomatischen Beziehungen zu Taiwan abgebrochen und unterhält seitdem als ein­
ziges zentralamerikanisches Land Beziehungen zur VR China. 

Der Zentralamerikanische Integrationsprozess leidet unter einer unzureichenden 
gesellschaftlichen Verwurzelung. Viele SICA-Institutionen sind den Bürgern völlig 
unbekannt, andere, beispielsweise das Zentralamerikanische Parlament, genießen 
einen schlechten Rufund gelten als Selbstbedienungsladen für ausgediente Politiker. 
Der Integrationsprozess scheint keine Priorität der nationalen Regierungen zu sein. 
Trotz der Existenz vieler gemeinsamer Probleme und Herausforderungen fehlt eine 
systematische Verbindung zwischen nationalen Agenden und zentralamerikanischer 
Agenda. Für die politischen Parteien und andere politische Akteure der Länder ist 
die subregionale Integration kein wichtiges Thema. 

3.4 Die Union Südamerikanischer Nationen (UNASUR) 

Die Union Südamerikanischer Nationen (Union de Naciones Suramericanas, 
UNASUR) wurde am 23. Mai 2008 in Brasilia gegründet. Ihr gehören die Mitglieder 
des Mercosur und der CAN sowie Chile, Guyana, Suriname und Venezuela an, d.h. 
alle 12 unabhängigen südamerikanischen Staaten. Die Gründung von UNASUR 
ging ursprünglich auf eine brasilianische Initiative zurück, die seit dem Jahr 2000 zu 
mehreren Gipfeltreffen der südamerikanischen Staats- und Regierungschefs und im 
Dezember 2004 zur Konstituierung einer Gemeinschaft Südamerikanischer Natio­
nen ( Comunidad Sudamericana de Naciones; CSN) führte. Die Umbenennung in 
UNASUR erfolgte 2007 aufinitiative von Hugo Chavez. 

Ziel der UNASUR ist es laut Art. 2 des Gründungsvertrages, 14 einen Raum der 
Integration und Union zwischen den beteiligten Völkern in kultureller, sozialer, 
wirtschaftlicher und politischer Hinsicht zu konstruieren. Priorität sollen dabei der 
politische Dialog, die Sozialpolitiken, die Bildung, die Energie, die Infrastruktur, der 
Finanzsektor und die Umwelt genießen, um so sozio-ökonomische Ungleichheit zu 
beseitigen, soziale Inklusion und Bürgerbeteiligung zu garantieren, die Demokratie 
zu stärken und Asymmetrien abzubauen. Als spezifische Ziele der UNASUR wer­
den in Art. 3 unter anderem die Stärkung des politischen Dialogs zwischen den Mit­
gliedsstaaten, die Bekämpfung von Armut, Ungleichheit und Analphabetismus, 
energetische Integration, der Ausbau der Infrastruktur, die Integration der Finanz­
systeme, der Schutz der Biodiversität, der Wasserressourcen und Ökosysteme sowie 
die Zusammenarbeit bei der Katastrophenvorsorge und dem Kampf gegen die Ursa­
chen und Auswirkungen des Klimawandels genannt. UNASUR erhebt den An­
spruch, einen neuartigen Integrationsprozess zu konstituieren, der über eine bloße 
Konvergenz von Mercosur und CAN hinausgehen soll. Aus dem Vertragstext geht 
allerdings nicht hervor, worin dieses innovative Element bestehen könnte. Die insti­
tutionelle Struktur der UNASUR folgt einer rein intergouvernementalen Logik, alle 
Entscheidungen müssen im Konsens getroffen werden. Als Organe des Bündnisses 
sind ein Rat der Staats- und Regierungschefs, ein Rat der Außenminister, ein Dele­
giertenrat sowie ein Generalsekretariat vorgesehen. Sitz des Generalsekretariats soll 
die ecuadorianische Hauptstadt Quito werden. Im bolivianischen Cochabamba soll 
ein Südamerikanisches Parlament entstehen, auch eine regionale Zentralbank, eine 
einheitliche Währung und ein gemeinsamer Reisepass waren im Gespräch. 

Der 2008 unterzeichnete Gründungsvertrag der UNASUR tritt erst in Kraft, wenn 
er von mindestens neun Ländern ratifiziert worden ist. Bis März 2010 hatten erst 
vier Staaten (Bolivien, Ecuador, Guyana, Venezuela) diesen Prozess abgeschlossen. 
Ursprünglich war als erster Generalsekretär der frühere ecuadorianische Staatspräsi­
dent Rodrigo Borja vorgesehen, der jedoch aus Unzufriedenheit über die institutio­
nelle Struktur von UNASUR die Übernahme des Amtes schließlich ablehnte. Der 
danach als Generalsekretär vorgeschlagene ehemalige argentinische Staatspräsident 
Nestor Kirchner erwies sich nicht als konsensfahig. Insbesondere Uruguay drohte 
aufgrund des bilateralen Konflikts wegen des Baus von zwei Zellulosefabriken da­
mit, die UNASUR wieder zu verlassen, wenn Kirchner in das Amt berufen werden 
sollte. Die Tatsache, dass es zwei Jahre nach Unterzeichnung des Gründungsvertra­
ges noch keinen Konsenskandidaten für den Posten des Generalsekretärs gab und 
auch der Ratifizierungsprozess noch nicht abgeschlossen war, verweist auf die di­
vergierenden Interessen innerhalb des Bündnisses und zeigt, dass die jeweiligen 
nationalen Interessen weiterhin Vorrang gegenüber der Bereitschaft zu regionalen 
Kompromissen genießen. 

Eine erfolgreiche Rolle konnte UNASUR im Jahr 2008 im Hinblick auf die De­
eskalation der innenpolitischen Konflikte in Bolivien leisten. Bei einer im Novem-

14 Der vollständige Vertragstext findet sich auf den Seiten der CAN: 
<http://www.comunidadandina.org/unasur/tratado_ constitutivo.htm> (I 5.1 .201 0). 
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ber 2008 einberufenen Sondersitzung in Santiaga de Chile verabschiedete die 
UNASUR eine Resolution, mit der die Konfliktparteien zum Dialog aufgerufen 
wurden und die der demokratisch gewählten Regierung von Präsident Morales ex­
plizit der Rücken stärkte. Venezuela konnte sich dabei nicht mit seinem Vorschlag 
durchsetzen, die USA explizit mitverantwortlich für die Eskalation der Krise in Bo­
livien zu machen. Vielmehr setzte sich die moderatere brasilianische Position durch, 
jeden Hinweis auf eine mögliche Rolle der USA zu vermeiden (Serbin 2009: 151f.). 

Die konstruktive Rolle der UNASUR im Rahmen der Suche nach einer Lösung 
für die innerbo1ivianischen Konflikte ist ein Beleg für die wachsende Autonomie der 
lateinamerikanischen Länder bei der Lösung von regionalen Konflikten. Ob dazu 
eine neue Organisation notwendig gewesen wäre, bleibt allerdings fraglich, denn 
bereits seit 1990 existiert mit der aus dem Contadora-Prozess hervorgegangenen 
Rio-Gruppe ein Ständiger Konsultations- und Konzertierungsmechanismus, dem 
inzwischen fast alle lateinamerikanischen Länder angehören. Die Rio-Gruppe spielte 
2008 eine wichtige Rolle bei der Deeskalation des Konfliktes zwischen Kolumbien 
und Ecuador, zu dem es nach den Angriffen der kolumbianischen Streitkräfte auf ein 
Lager der Guerillaorganisation F ARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias de 
Colombia) auf ecuadorianischem Territorium im März des Jahres gekommen war. 
Gegenwärtig ist noch nicht absehbar, wie sich das Verhältnis zwischen UNASUR 
und Rio-Gruppe in Zukunft entwickeln wird und ob sich möglicherweise eine Ar­
beitsteilung zwischen beiden Mechanismen etabliert. 

Beim Gipfeltreffen der Rio-Gruppe im mexikanischen Canc(m im Februar 2010 
wurde die Gründung einer weiteren Regionalorganisation beschlossen, der alle 23 
Mitglieder der Rio-Gruppe und 10 karibische Staaten - alle Länder der Amerikas 
außer den USA und Kanada - angehören sollen. Ziel der Organisation, über deren 
konkrete Ausgestaltung frühestens 2011 gesprochen wird, soll die Förderung der 
regionalen Zusammenarbeit und die Aushandlung von gemeinsamen Positionen in 
globalen Foren sein. Da dies Ziele sind, die auch von UNASUR und der Rio-Gruppe 
verfolgt werden, droht bei Gründung einer weiteren Regionalorganisation ohne Klä­
rung des Verhältnisses zu den übrigen Organisationen eine weitere Verzettelung der 
regionalen Zusammenarbeit. 

3.5 Die Bolivarianische Allianz für die Völker unseres Amerikas (ALBA) 

Die vom venezolanischen Staatspräsidenten Hugo Chavez Ende 2004 ins Leben 
gerufene Alianza Bolivariana para los pueblos de Nuestra America (ALBA) ent­
stand als direkte Anti-These zu dem von den USA in den 1990er Jahren vorgeschla­
genen und 2005 zumindest vorläufig ad acta gelegten Projekt einer Gesamtamerika­
nischen Freihandelszone ALCA. 15 Programmatisch steht sie nicht nur für eine 

15 Das Bündnis nannte sich zunächst Alternativa Bolivariana para los pueblos de Nuestra Ameri­
ca, später wurde der Begriff Alternativa (Alternative) durch Alianza (Allianz) ersetzt. 
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grundlegende Kritik an den USA und am traditionellen lateinamerikanischen Regio­
nalismus, sondern auch für eine mit Neoliberalismus- und Kapitalismuskritik ein­
hergehende gesellschaftliche Umgestaltung. ALBA erhebt den Anspruch, eine regi­
onale Integration voranzutreiben, die auf den Grundprinzipien Zusammenarbeit, 
Komplementarität, wechselseitige Hilfe und Solidarität basiert. 16 Das erste Abkom­
men im ALBA-Rahmen wurde im Dezember 2004 zwischen Venezuela und Kuba 
abgeschlossen. Es sieht die Ausarbeitung eines gemeinsamen strategischen Plans 
vor, der eine für beide Seiten vorteilhafte Zusammenarbeit garantieren soll. Darüber 
hinaus listet es eine Fülle von wechselseitigen Vergünstigungen und gemeinsamen 
Projekten in unterschiedlichen Bereichen (z.B. Technologietransfer, wechselseitige 
Investitionen, finanzielle und kulturelle Zusammenarbeit) auf. Im April 2006 erklär­
te die bolivianische Regierung unter Präsident Evo Morales in einer in Havanna 
unterzeichneten Erklärung ihre Zustimmung zu den Grundprinzipien der ALBA. Sie 
schlug ihrerseits einen Handelsvertrag der Völker (Tratado de Comercio de los 
Pueblos) vor. Im Januar 2007 erfolgte die Unterzeichnung weiterer bilateraler Ab­
kommen zwischen Kuba und Venezuela in den Bereichen Landwirtschaft, Erdöl, 
Tourismus und Finanzen. Im Februar 2007 unterzeichneten Venezuela und Domini­
ca ein bilaterales Abkommen im ALBA-Rahmen. Anlässlich des fünften ALBA­
Gipfeltreffens im Mai 2007 schloss sich Nicaragua der Initiative an. Im August 2008 
erklärte die damalige honduranische Regierung ihre Zustimmung zu den ALBA­
Grundprinzipien.17 Im Juni 2009 traten Antigua and Barbuda, Ecuador und Saint 
Vincent and the Grenadines dem Bündnis bei. 

In ALBA-Veröffentlichungen ist davon die Rede, dass eine Integration auf der 
Grundlage sogenannter großnationaler Projekte (proyectos grannacionales) stattfin­
den soll. Diese Projekte basieren auf drei zentralen Prinzipien: erstens einer gemein­
samen historisch-geapolitischen Position im Sinne einer bolivarianischen Vision der 
Einheit der lateinamerikanischen und karibischen Republiken mit dem Ziel der Bil­
dung einer gemeinsamen Nation; zweitens einer sozio-ökonomischen Entwicklungs­
strategie, die auf die Befriedigung der Grundbedürfnisse der großen Mehrheiten 
abzielt; drittens der ideologischen Nähe zwischen den Bündnispartnern im Hinblick 
auf eine kritische Haltung gegenüber der neoliberalen Globalisierung, die Notwen­
digkeit nachhaltige Entwicklung mit sozialer Gerechtigkeit, Souveränität der Völker, 
Recht auf Selbstbestimmung und Bildung eines regionalen Blocks mit souveränen 
politischen Strukturen. Großnationale Projekte sind in zahlreichen Bereichen (Fi­
nanzen, Bildung, Infrastruktur, Wissenschaft und Technologie, Ernährung, Energie, 

16 Hierzu und zum folgenden siehe die Dokumente und Stellungnahmen auf der Website des 
Bündnisses (<http://www.alianzabolivariana.org/>) sowie Altmann (2008a; 2009) und Fritz 
(2007). 

17 Der honduranische Kongress ratifizierte den Beitritt im Oktober 2008. Nach dem Putsch gegen 
Präsident Manuel Zelaya im Juni 2009 kam es zu Spannungen zwischen der Regierung von de­
facto-Staatschef Roberto Micheletti und der venezolanischen Regierung. Der im November 
2009 neugewählte honduranische Kongress beschloss im Dezember des Jahres den Rückzug 
des Landes aus dem ALBA-Bündnis. Diese Entscheidung wurde im Januar 2010 ratifiziert. 
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Umwelt, Gesundheit, Bergbau, gerechter Handel, Tourismus, Industrie, Kultur, Te­
lekommunikation) im Aufbau bzw. geplant. 

Höchstes Entscheidungsgremium der ALBA-Initiative ist der Rat der Präsidenten 
(Consejo de ?residentes). Daneben existieren Ministerräte für politische, ökonomi­
sche und soziale Fragen (Consejo Ministerial Politico, Consejo Ministerialpara los 
Programas Sociales, Consejo Ministerial de Complementaci6n Econ6mica) sowie 
ein Ministerrat der Frauen (Consejo Ministerial de Mujeres), der sich um die Be­
rücksichtigung von Genderbelangen in allen Integrationsbereichen kümmern soll. 
Zudem soll ein Rat der Sozialen Bewegungen (Consejo de Movimientos Sociales) 
aufgebaut werden. Die Koordination zwischen den verschiedenen Instanzen soll 
durch eine Ständige Politische Koordinierungskommission (Comisi6n Politica y la 
Coordinaci6n Permanente) gewährleistet werden. Trotz dieser Strukturen werden 
die realen Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Akteure, Einfluss auf die im ALBA­
Rahmen ablaufenden Prozesse zu nehmen, eher skeptisch eingeschätzt (Fritz 2007; 
Serbin 2009b). Auch wenn in den im ALBA-Rahmen unterzeichneten Abkommen 
und Gemeinsamen Erklärungen viel von einerneuen Form der solidarischen Integra­
tion die Rede ist, so handelt es sich dabei im Kern um bilaterale Kooperationsver­
einbarungen auf intergouvernementaler Ebene zwischen Venezuela und den anderen 
beteiligten Staaten, die sehr stark auf die persönliche außenpolitische Agenda des 
venezolanischen Staatspräsidenten Chavez und dessen Erdöldollar-Diplomatie zuge­
schnitten sind. 

4. Zwischen funktionaler Zusammenarbeit, Integration und Fragmentierung 

In Lateinamerika existiert heute eine große Vielfalt an Kooperations- und Integrati­
onsansätzen auf unterschiedlichen Ebenen. Neben den analysierten regionalen und 
subregionalen Integrationsprozessen gibt es zahlreiche weitere Formen der Zusam­
menarbeit zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. An dieser Stel­
le seien nur einige Beispiele dafür genannt: Bi- und multilaterale Kooperation findet 
-zum Teil seit vielen Jahren- auf funktionaler Ebene in Netzwerken statt, wie sie 
im Verbraucherschutz, in der Meteorologie, zwischen Staatsanwaltschaften aus 
mehreren Ländern oder zwischen Umweltfonds aus der Region besteht. Im akade­
mischen Bereich tragen die 1957 gegründete Lateinamerikanische Fakultät für Sozi­
alwissenschaften FLACSO (Facultad Latinoamericana de Ciencias Sociales) und 
der 1967 entstandene Lateinamerikanische Rat für Sozialwissenschaften CLACSO 
(Consejo Latinoamericano de Ciencias Sociales) zur grenzüberschreitenden Koor­
dination bei. Mit ihren Forschungsprogrammen, Publikationen und wissenschaftli­
chen Tagungen sind beide Organisationen zudem wichtige identitätsstiftende Ele­
mente für die lateinamerikanischen Sozialwissenschaften. 

Lange Zeit galt auch die Kooperation zwischen sich ideologisch nahestehenden 
politischen Parteien aus verschiedenen lateinamerikanischen Ländern als ein Er­
folgsmodell. Die bekanntesten entsprechenden Vereinigungen sind die christdemo-
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kratische Organizaci6n Democrara Cristiana de America (ODCA) und das sozial­
demokratisch-sozialistische Comite de la Internacional Socialista para America 
Latina y el Caribe. Angesichts des Bedeutungsverlustes vieler traditioneller politi­
scher Parteien seit den 1990er Jahren verloren allerdings auch diese Bündnisse an 
Relevanz. Viele der zum Teil rasch in politische Machtpositionen gelangten neuen 
politischen Akteure verfügen nur über wenig internationale Erfahrung und sind in 
ihrem Denken-trotz Globalisierung und Internet - stark auf den eigenen national­
staatlichen Horizont konzentriert. Demgegenüber sind in den vergangeneo zwei 
Jahrzehnten zahlreiche zivilgesellschaftliche Netzwerke grenzüberschreitender Na­
tur entstanden, in denen beispielsweise indigene Organisationen, Frauenorganisatio­
nen, Gewerkschaften oder globalisierungs- und freihandelskritische Organisationen 
kooperieren. 

Parallel zu den zwischenstaatlichen Integrationsprojekten auf subregionaler Ebe­
ne sind Städtenetzwerke und andere Formen der dezentralen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit entstanden, die sich darum bemühen, die gesellschaftliche Verwur­
zelung der Integrationsprojekte zu stärken. Im Mercosur-Rahmen bildete sich 1995 
das Netzwerk Mercociudades, dem zunächst die Städte Buenos Aires, La Plata, 
Rosario, C6rdoba, Rio de Janeiro, Brasilia, Curitiba, Florian6polis, Porto Alegre, 
Salvador, Asunci6n und Montevideo beitraten. Ziel von Mercociudades ist es, die 
Partizipation von Städten und Gemeinden im Rahmen der regionalen Integration zu 
stärken, einen institutionellen Raum für die Städte innerhalb des Mercosur zu schaf­
fen sowie den Austausch und die horizontale Zusammenarbeit untereinander zu 
entwickeln. Heute gehören dem Netzwerk fast 200 Städte aus den vier Mitgliedslän­
dern Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay, aus den assoziierten Ländern 
Bolivien, Chile und Peru sowie aus Venezuela, das auf die Ratifizierung seiner 
Vollmitgliedschaft wartet, an. Insgesamt leben in diesen Städten mehr als 80 Millio­
nen Menschen. Die Bedeutung von Mercociudades liegt nicht nur in der Stärkung 
des Integrationsprozesses von unten (bottom up), sondern auch in den Möglichkei­
ten, die es den beteiligten Städten für einen Austausch über die Förderung und Im­
plementierung von best practices in unterschiedlichen Themengebieten bietet. 18 

Eine andere Form der dezentralen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im 
Mercosur-Raum ist die zwischen nordöstlichen argentinischen und südbrasiliani­
schen Provinzen. Auf beiden Seiten der Grenze existieren Kooperationsbündnisse 
der jeweiligen nationalen grenznahen Provinzen. In Argenlinien ist dies die seit 
1984 bestehende Comisi6n Regional de Comercio Exterior del Noreste Argentino 
(CRECENEA). Sie wurde durch ein Abkommen zwischen den Provinzen Chaco, 
Corrientes, Entre Rios, Formosa, Misiones und Santa Fe ins Leben gerufen, um die 
Integration zwischen diesen subnationalen Gebietskörperschaften zu fordern . Auf 
brasilianischer Seite besteht mit dem Conselho de Desenvolvimento e Integrar;ao Sul 
(CODESUL) bereits seit 1961 ein Verbund zwischen den Bundesstaaten Rio Grande 
do Sul, Santa Catarina und ParaniL Seit 1992 gehört auch Mato Grosso do Sul dazu. 

18 Siehe <http://www.mercociudades.net/> 
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Sowohl CRECENEA als auch CODESUL verstehen sich zunächst im jeweiligen 
nationalen Kontext als Foren zur Diskussion und Bearbeitung gemeinsamer Proble­
me, insbesondere solcher, die Fragen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
betreffen. Ähnlich wie im Falle von Mercociudades ist auch die dezentrale Zusam­
menarbeit CRECENEA-CODESUL ein wichtiger Beitrag zur territorialen Verwur­
zelung der subregionalen Integration. Subnationale Akteure befinden sich in einer 
privilegierten Position, um die Erwartungen und Forderungen der Bevölkerung zur 
Kenntnis zu nehmen und - sofern sie nicht selbst dazu in der Lage sind, ihnen zu 
entsprechen - diese an zentralstaatliche Entscheidungsgremien zu übermitteln. Al­
lerdings sollte man die Rolle der lokalen und regionalen Akteure nicht idealisieren, 
denn Städte, Gemeinden und selbst Bundesländer sind oft hochgradig abhängig von 
nationalstaatliehen Fiskaltransferleistungen. 

Die genannten Beispiele zeigen, dass grenzüberschreitende Zusammenarbeit so­
wohl zwischen staatlichen als auch zwischen nichtstaatlichen Akteuren in Latein­
amerika erfolgreich sein kann. Demgegenüber ist es bislang nicht gelungen, die 
verschiedenen subregionalen und regionalen Integrationsprozesse stärker zu bündeln 
und systematischer miteinander zu koordinieren. Diese Prozesse laufen vielmehr oft 
parallel zueinander, was dazu fuhrt, dass verschiedene Organisationen gleiche oder 
ähnliche Zielsetzungen verfolgen und knappe finanzielle und personelle Ressourcen 
nicht optimal genutzt werden. Statt die Defizite der existierenden Regionalorganisa­
tionen und der subregionalen Integrationsprozesse zu beseitigen, werden immer 
wieder neue Initiativen ins Leben gerufen. Der Generalsekretär der Facultad Latino­
americana de Ciencias Sociales (FLACSO) verdeutlichte die fehlende Koordination 
am Beispiel des Themas Energie: 

Beispielsweise organisierte UNASUR ein Gipfeltreffen der Präsidenten, um über die energie­
politischen Herausforderungen in der Region zu sprechen. Nur wenige Tage später fand ein 
Gipfeltreffen im Rahmen des Plan Puebla-Panamä statt, bei dem es ganz zentral um das The­
ma Energie und um die Errichtung von Raffinerien in Zentralamerika ging. Gleichzeitig ist der 
Petro-Caribe-Pian im Rahmen von ALBA darum bemüht, die Probleme dieser Region zu lö­
sen. Trotzdem findet kaum ein Informationsaustausch in diesem Bereich statt und da keine 
Kooperation zwischen den verschiedenen Initiativen existiert, bleiben Gelegenheiten unge­
nutzt, um ein regionales Energieprogramm guter Qualität fiir Lateinamerika und die Karibik zu 
etablieren. (Rojas Arocena 2008: 21; Ü.d.V.) 

Im Rahmen der subregionalen Integrationsprozesse sind unvollständige Freihan­
delszonen entstanden, die zu einer Zunahme des Handels zwischen den Mitglieds­
ländern in absoluten Zahlen gefuhrt haben. Der relative Anteil des Binnenhandels 
innerhalb der Integrationskörperschaften blieb jedoch niedrig und der intra-regionale 
Handel entwickelte sich in den vergangeneu Jahren weniger dynamisch als der Han­
del mit externen Partnern. Nach wie vor existieren zahlreiche tarifare und nicht­
tarifare Handelsbarrieren. In Zeiten der Krise tendieren alle Länder zu einseitigen 
Schutzmaßnahmen fur die einheimische Wirtschaft ohne Rücksichtnahme auf die 
Integrationspartner. Die angestrebte Errichtung von Zollunionen ist in keinem Fall 
vollständig gelungen, in den vergangeneu Jahren sind in dieser Hinsicht eher Rück-
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hritte zu beobachten. Eine makro-ökonomische Harmonisierung findet so gut wie 
~~cht statt. Auch Ausgleichsleistungen (trade offs) fur Integrationsverlierer oder 
Politiken zum Abbau der existierenden strukturellen Asymmetrien gibt es nur in 
Ausnahmefallen. Die entstandenen Integrationsbürokratien sind komplex, folgen 
jedoch einer rein intergouvernementalen Logik. E~tscheidu~gsprozesse sind in den 
nationalen Exekutiven konzentnert, es besteht keme Bereitschaft zur Etabherung 
supranationaler Institutionen. Auf regionaler Ebene verabschiedete Regeln und 
Normen werden oft nicht in nationale Normen übertragen und bleiben damit wir­
kungslos. Die existierenden Gremien zur Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure 
an den Integrationsprozessen sehen keine effektiven Mitspracherechte vor. Die ge­
sellschaftliche Legitimation der Prozesse ist entsprechend gering. 

Die Schwächen der regionalen Integrationsprozesse hängen oft mit innenpoliti­
schen Faktoren zusammen. Wenn es den Regionalinitiativen an Nachhaltigkeit fehlt, 
so ist dies zum Teil auch darauf zurückzufiihren, dass in den präsidentiellen Syste­
men Lateinamerikas nach einem Regierungswechsel oft die gesamte Verwaltung 
ausgetauscht wird. Hinzu kommt in vielen Fällen die Schwäche und Personalisie­
rung der nationalen politischen Institutionen, die sich auch auf subregionale und 
regionale Prozesse und Organisationen überträgt. Mittel- und langfristige Lernpro­
zesse sowie die Konstituierung von Stakeholdern, die sich dauerhaft mit der regiona­
len Integration identifizieren, sind angesichts solcher Rahmenbedingungen nur 
schwer möglich. 

Eine wichtige Hürde fiir die regionale Integration stellen die in Lateinamerika 
vorherrschenden Souveränitätskonzepte dar, die durch eine starke Aversion gegen­
über jeder Art von Souveränitätsverzicht zugunsten des Aufbaus gemeinsamer sup­
ranationaler Strukturen geprägt sind. Obwohl der Gedanke der lateinamerikanischen 
Einheit zumindest rhetorisch stets präsent ist und obwohl bei vielen Akteuren ein 
Bewusstsein dafiir besteht, dass die Region gerade in Zeiten der beschleunigten 
Globalisierung auf globaler Ebene nur dann eine stärker gestaltende Rolle spielen 
kann, wenn sie geeint auftritt, überwiegt letztlich immer wieder das Bedürfnis nach 
Sicherstellung der nationalen Prärogativen. Die starken nationalen Souveränitätsbe­
dürfnisse sind insofern nachvollziehbar, als viele Länder der Region ihre Souveräni­
tät auch nach der Unabhängigkeit immer wieder bedroht sahen und bei vielen latein­
amerikanischen Eliten bis heute der Eindruck vorherrscht, dass externe Mächte wie 
die USA und internationale Organisationen wie der Internationale Währungsfonds 
oder die Weltbank wenig Rücksicht auf nationale Souveränität nehmen. Für die 
Herausbildung effizienter Regionalorganisationen ist eine solche Haltung jedoch 
wenig hilfreich (Birle 2008). 

Ein weiteres Problem stellen konkurrierende Führungsansprüche und divergie­
rende außenpolitische Konzepte dar. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind Brasilien 
und Venezuela diejenigen Länder, die sich - auf sehr unterschiedliche Art und Wei­
se und mit voneinander abweichenden Zielen - am aktivsten um eine gestaltende 
Rolle im Hinblick auf die regionale Zusammenarbeit bemühen. Gleichwohl sind ihre 
außenpolitischen Strategien nur bedingt mit der Rolle als regionale Führungsmacht 
kompatibel. 
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Brasilien zeichnet sich seit langem durch eine professionelle, gut institutionali­
sierte, langfristig orientierte, pragmatische und um Konsens bemühte Außenpolitik 
aus. Das Land lieferte seit den 1980er Jahren wichtige Impulse für eine Intensivie­
rung der innerlateinamerikanischen Zusammenarbeit. Brasilien strebt eine multilate­
rale regionale Kooperation auf zahlreichen Ebenen (Infrastruktur, Wirtschaft, Han­
del, Sicherheit, Umwelt u.a.) an und setzt dabei auf eine pragmatische Zusammenar­
beit mit den USA. Doch auch wenn in der brasilianischen Elite das Bewusstsein 
dafür zugenommen hat, dass eine engere wirtschaftliche und politische Zusammen­
arbeit mit den Nachbarländern auch die Rolle Brasiliens als global player stärkt, so 
tut sich das Land schwer damit, ein konkretes Führungsprojekt zu entwickeln. Dies 
hängt zum einen damit zusammen, dass sich die brasilianische Außenpolitik stets im 
Spannungsfeld zwischen erwünschter Übernahme von Verantwortung einerseits und 
Ängsten seiner Nachbarn vor einem brasilianischen Hegemoniestreben andererseits 
bewegen muss (Danese 2001). Zum anderen impliziert die Übernahme eine Füh­
rungsrolle auch, dass die dadurch entstehenden (politischen und finanziellen) Kosten 
übernommen werden. Um die regionale Integration zu stärken, müsste Brasilien 
zumindest ansatzweise dazu bereit sein, nationale Entscheidungskompetenzen an 
multi- oder supranationale Entscheidungsgremien abzutreten. Der Universalismus, 
das Autonomiestreben und die traditionellen Souveränitätsvorstellungen der brasili­
anischen Außenpolitik fuhren jedoch dazu, dass Brasilien sich nicht in Strukturen 
einbinden lässt, die diesen Maximen zuwiderlaufen könnten. Das Land ist nicht dazu 
bereit, sich durch regionale oder subregionale Integrationskörperschaften "Fesseln" 
anlegen zu lassen (Birle 2006). 

Venezuela ist ebenso wie Brasilien um eine regionale Führungsrolle bemüht, tut 
sich damit jedoch- aus völlig anderen Gründen als Brasilien- ebenfalls schwer. Die 
gegenwärtige venezolanische Außenpolitik ist eng verknüpft mit der Person von 
Hugo Chavez und dessen anti-hegemonialem, radikalem und konfrontativem Dis­
kurs. Chavez denkt in Freund-Feind-Kategorien, seine Scheckbuchdiplomatie ist fast 
vollständig von den Einnahmen aus dem Erdölexport abhängig. Der Voluntarismus, 
die permanente Improvisation und die Unberechenbarkeit der venezolanischen Au­
ßenpolitik setzen einer von den Nachbarländern akzeptierten Führungsrolle enge 
Grenzen. Regionale Zusammenarbeit und erst recht regionale Integration basieren 
nicht zuletzt auf wechselseitigem Vertrauen, auf Verlässlichkeit und auf Ausgleich. 
Die venezolanische Außenpolitik unter Chavez hat zwar einen solidarischen Aus­
gleich zwischen armen und reichen Ländern - auch innerhalb Lateinamerikas - auf 
die Tagesordnung gesetzt, verlässlich und vertrauenserweckend ist sie jedoch nicht. 

Die Zukunft der regionalen Integration in Lateinamerika wird ganz wesentlich 
davon abhängen, ob sich in den einzelnen Ländern - oder zumindest in einigen 
wichtigen Ländern, die dann als Motor der Integration dienen- ein politischer Wille 
herausbildet, die kontinuierliche Verdichtung der innerlateinamerikanischen Zu­
sammenarbeit zu einem zentralen Zukunftsprojekt zu machen, das nicht von Regie­
rungswechseln abhängt und das nicht immer wieder auf dem Altar kurzfristiger na­
tionaler Interessen geopfert wird. Nur dann werden die nationalen politischen Ent-
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scheidungsträger dazu bereit sein, die für die Herausbildung effizienter Regionalor­
ganisationen notwendigen politischen und finanziellen Ressourcen zur Verfugung zu 
stellen. Wenn dies nicht gelingt, droht trotz der vieWiltigen Kooperations- und In­
tegrationsansätze und trotz der regelmäßigen rhetorischen Beschwörung der "latein­
amerikanischen Einheit" eine weitere Fragmentierung der Region. 
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